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Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtli-
ches Gehör, sagt Art. 103 Abs. 1 GG. Danach ist 
das Gericht verpflichtet, den Vortrag der Beteilig-
ten zu berücksichtigen, d.h. zur Kenntnis zu neh-
men und bei seiner Entscheidung in Erwägung zu 
ziehen1. 
 
Kenntnisnahme setzt aber Aufnahmefähigkeit vor-
aus. Deshalb beeinträchtigt der Schlaf eines Rich-
ters das Verfassungsrecht auf rechtliches Gehör2. 
Denn das „erkennende Gericht“ ist in diesem Fall 
„nicht vorschriftsmäßig besetzt“. Dies ist absolu- 
ter Revisionsgrund in allen Prozeßordnungen (sog. 
Besetzungsrüge, siehe nur § 547 Nr. 1 ZPO, § 338 
Nr. 1 StPO, § 138 Nr. 1 VwGO). Oft wird aber of-
fenbar nur der Anschein eines Schlafes erweckt und 
der Rechtssuchende etwa durch dauerhaft geschlos-
sene „Augen des Gesetzes“ getäuscht. Der 5. Senat 
des BVerwG führte in seinem Urteil v. 13.06.2001 
mehr als zehn Entscheidungen auf, in denen sich 
oberste Bundesgerichte, exklusiv der Verwaltungs- 
und Finanzgerichtsbarkeit, mit dem „Schlaf des Ge-
rechten“ zu beschäftigen hatten3. Über die Dunkel-
ziffer kann man nur mutmaßen. Allen höchstrich-
terlichen Judikaten ist an ihrer Begründung anzu-
merken, wie unangenehm dem sog. Spruchkörper 
das Thema ist. Denn es wird dem Beschwerten der 
Vortrag konkreter Tatsachen abverlangt, welche ei-
ne Konzentration des Richters auf die wesentlichen 
Vorgänge in der Verhandlung ausschließen4. Die- 
se Schwelle ist so hoch angesetzt, daß sie kaum je 
überschritten werden kann. Bloß auf den vermeint-
lichen Schlaf gestützte Rechtsmittel werden regel-
mäßig verworfen. Die Anzeichen für einen Schlaf 
sind häufig allzu mehrdeutig und lassen über je- 
den (richterlichen) Zweifel erhabene Feststellungen 
wohl nur zu, wenn auch geschnarcht wird5. In der 
oben zitierten Rechtssache hatte die rügende Partei 
vorgetragen, daß ein ehrenamtlicher Richter seinen 
Kopf über Minuten hinweg gesenkt auf die Brust 
hielt, ruhig und gleichmäßig atmete und dann plötz-
lich hochfuhr. Das genügte dem 5. Senat aber nicht. 
Eine solche Haltung könne auch zur geistigen Ent-
spannung oder zu besonderer Konzentration ein-
genommen werden. Der 7. Senat sieht das genauso. 
Mit Beschluß v. 15.11.2004 wies er die Nichtzulas-

sungsbeschwerde (§ 133 VwGO) der Klägerin zu-
rück, obwohl diese umso wachsamer gewesen war 
und sogar Beobachtungen Dritter ausführte. Die von 
dem Ausgangsgericht vernommene Zeugin habe be-
kundet, die beisitzende Richterin sei mehrfach auf-
geschreckt, etwa als sie von der Vorsitzenden der 
Kammer unauffällig mit dem Arm angestoßen wur-
de, habe völlig abwesend in die Runde geblickt und 
sei kurz danach wieder abgesackt. Ein Zuhörer habe 
erklärt, bemerkt zu haben, daß die Richterin den 
Kopf in ihre Hände gestützt hatte, diesen aber nicht 
hat halten können, so daß er mehrere Male nach 
vorn fiel und sie sich mit kleinen Augen umgesehen 
habe, als ob sie sich fragen wollte, wo sie sei. Dem 
Senat reichten diese Berichte mit Blick auf die von 
ihm eingeholten dienstlichen Erklärungen der betei-
ligten Richter und der Protokollführerin nicht aus. 
So gab die Vorsitzende an, ihre, was besondere Er-
wähnung fand, immerhin „sehr aufrecht“ sitzende 
Kollegin in der Tat angestoßen zu haben, woraufhin 
diese aber sofort zusammengezuckt sei und sie an-
geschaut habe, so daß von fehlender Orientierung 
keine Rede sein könne. Der Senat folgert, daß al-
lenfalls von einem Kampf mit dem Schlaf auszuge-
hen sei, der einen das Wesentliche noch wahrneh-
men lasse und somit einer geistigen Abwesenheit 
noch nicht gleichstehe6.  
 
Fazit: „Tadle nichts Menschliches! Alles ist gut, nur 
nicht überall, nur nicht immer, nur nicht für alle“ 
(Novalis). 
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